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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung futtermittelrechtlicher Vorschriften 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Der ständig steigende Verbrauch an tierischen Veredlungs- 
erzeugnissen hoher Qualität und die damit notwendig verbun- 
dene optimale Ausnutzung des Leistungspotentials landwirt- 
schaftlich genutzter Tiere sowie die Vergrößerung der Tier- 
bestände und Technisierung der Tierhaltung haben die Nach- 
frage nach hochwertigen Futtermitteln verstärkt, an die sowohl 
hinsichtlich des Gehaltes an wertbestimmenden Bestandteilen 
als auch an Zusatzstoffen oder an bestimmten Schadstoffen er- 
höhte Anforderungen gestellt werden müssen. Der sorgfältig 
geprüften Zulassung und Duldung solcher Stoffe sowie der Ein- 
fuhr und Überwachung kommt daher im Rahmen der ernäh- 
rungspolitischen Aufgabe, die landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
nicht nur in ausreichender Menge zu gewinnen, sondern auch 
in einer Qualität, die allen Anforderungen im Hinblick auf 
ihren späteren Verwendungszweck entspricht, aktuelle Bedeu- 
tung zu. Diese Aufgabe kann mit den geltenden futtermittel- 
rechtlichen Regelungen nicht mehr in dem erforderlichen Maße 
erfüllt werden, zumal sich diese auf reine Verkehrsregelungen 
beschränken und die Verfütterung nicht einbeziehen. Ferner 
sind im EWG-Bereich futtermittelrechtliche Gemeinschaftsrege- 
lungen verabschiedet worden, die der Übertragung in das 
nationale Recht bedürfen. Darüber hinaus sind die geltenden 
Vorschriften uneinheitlich und unübersichtlich. 


B. Lösung 

Durch Änderungen des Futtermittelgesetzes und der Futter- 
mittelanordnung ist vorgesehen, 

die bisher auf den Verkehr mit Futtermitteln beschränkten 
Vorschriften auf die verantwortliche Verfütterung auszu- 
dehnen ; 
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das Verbringen von Futtermitteln mit unvertretbaren Schad- 
stoffgehalten aus Gebieten außerhalb der Bundesrepublik zu 
unterbinden; 

die erforderlichen Ermächtigungen zur Übertragung von 
EWG-Vorschriften zu schaffen; 

die Vorschriften über die Überwachung des Verkehrs mit 
Futtermitteln zu ergänzen; 

die Straf- und Bußgeldvorschriften in Anpassung an die 
Grundsätze der Strafrechtsreform neu zu regeln; 

das Futtermittelrecht — insbesondere durch Verzicht auf das 
Futtermittelregister — zu vereinfachen sowie zu bereinigen. 


C. Alternativen 

Als Initiativ-Gesetzentwurf ist von Abgeordneten des Deut- 
schen Bundestages der Entwurf eines Gesetzes über den Ein- 
satz von Wirkstoffen in der tierischen Erzeugung (Drucksache 
Vl/1846) eingebracht worden. In diesem Initiativ-Gesetzentwurf 
wird im Unterschied zum vorliegenden Regierungsentwurf 
jedoch nur der Teilbereich des Einsatzes von Wirkstoffen über 
Futtermittel geregelt. 


D. Kosten 

Dem Bund entstehen keine zusätzlichen Kosten. Für die Län- 
der werden voraussichtlich nur geringfügige, im einzelnen nicht 
kalkulierbare zusätzliche Sach- und Personalkosten, vor allem 
im Hinblick auf die notwendigen Kontrollen der Schadstoff- 
gehalte in Futtermitteln, entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1 1 . Februar 1 972 

1/4 (IV/1) — 731 00 — Fu 7/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
futtermittelrechtlicher Vorschriften 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 375. Sitzung am 17. Dezember 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegen- 
äußerung dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung futtermittelrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

A r t i k e 1 1 

! 

Das Futtermittelgesetz vom 22. Dezember 1926 , 
(Reichsgesetzbl. I S. 525), geändert durch das Ein- 
führungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrig- | 
keiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), 
wird wie folgt geändert: i 

I 

1. § 2 wird aufgehoben. | 

2. § 3 wird wie folgt geändert: | 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem Wort j 
„Natur" die Worte „oder ihrem vorgesehe- 
nen Verwendungszweck" eingefügt; 

b) in Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 11 
Abs. 2 Nr. 1" durch die Angabe „§ 9 Abs. 1 
Nr. 3" ersetzt; 

c) Absatz 2 wird gestrichen. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgende Nummer 3 an- 
gefügt: 

„3. Angaben über die sachgerechte Ver- 
wendung des Futtermittels."; 

b) die Absätze 2 und 3 werden durch folgen- 
den neuen Absatz 2 ersetzt: 

„ (2) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Aus- 
nahmen von Absatz 1 zuzulassen, soweit 
dies mit dem Schutz vor Irreführung beim i 
Verkehr mit Futtermitteln vereinbar ist." j 

1 

4. Die §§ 7 bis 15 werden durch folgende Vor- j 

Schriften ersetzt: ! 

„§ 7 I 

(1) Wer gewerbsmäßig Futtermittel her- I 
stellen will, hat dies bei Beginn des Betriebes , 
der für den Herstellungsort zuständigen Über- 
wachungsbehörde anzuzeigen. 

(2) Wer gewerbsmäßig Einrichtungen zur 
Herstellung von Futtermitteln anderen über- 
lassen will, hat dies bei Beginn seiner Tätig- 


keit der für den Sitz seines Betriebes zustän- 
digen Überwachungsbehörde anzuzeigen. 

§ 8 

(1) Futtermittel, die nicht den futtermittel- 
rechtlichen Vorschriften entsprechen, dürfen 
nicht in den Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
ausgenommen in Zollausschlüsse und Zollfrei- 
gebiete, verbracht werden. Dieses Verbot steht 
der zollamtlichen Abfertigung nicht entgegen; 
besondere Vorschriften, nach denen bestimmte 
Futtermittel beim Verbringen in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes auf Verbringungs- 
fähigkeit zu untersuchen sind, bleiben un- 
berührt. 

(2) Zur Überwachung des Verbots in Ab- 
satz 1 Satz 1 sind Mischfuttermittel, die in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, ausgenommen 
in Zollausschlüsse und Zollfreigebiete, ver- 
bracht werden, spätestens bei der Verbringung 
von dem Verbringenden der für den Bestim- 
mungsort zuständigen Überwachungsbehörde 
anzuzeigen. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Anzeigepflicht nach Absatz 2 auf bestimmte 
Einzelfuttermittel auszudehnen, soweit dies 
wegen des Gehaltes dieser Futtermittel an 
Schadstoffen zur Abwehr von Schäden erforder- 
lich ist, die bei der Verfütterung für die Ge- 
sundheit der Tiere entstehen oder die Güte 
tierischer Erzeugnisse beeinträchtigen können. 

§ 9 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates, soweit es zur Förderung der 
tierischen Erzeugung und der Güte tierischer 
Erzeugnisse, zum Schutz der Gesundheit der 
Tiere oder zum Schutz vor Irreführung beim 
Verkehr mit Futtermitteln erforderlich ist, 

1. Anforderungen an Futtermittel hinsichtlich 
ihres Futterwertes, insbesondere ihrer Zu- 
sammensetzung, ihrer Beschaffenheit, ihres 
Gehaltes an wertbestimmenden Bestand- 
teilen und ihres Energiewertes festzulegen; 

2. Anforderungen an Futtermittel hinsichtlich 
ihres Gehaltes an Schadstoffen festzulegen; 

3. nähere Vorschriften über die Benennung von 
Futtermitteln entsprechend ihrer Natur oder 
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ihrem vorgesehenen Verwendungszweck zu 
erlassen sowie vorzuschreiben, daß die Her- 
kunft, die verarbeiteten Rohstoffe und die 
Art der Herstellung anzugeben sind; 

4. nähere Vorschriften über die sonstige Kenn- 
zeichnung von Futtermitteln, insbesondere 
über Angaben betreffend Gehalte an wert- 
bestimmenden Bestandteilen und die sach- 
gerechte Verwendung der Futtermittel zu 
erlassen; 

5. zu bestimmen, innerhalb welcher Spiel- 
räume die Angaben über Gehalte an wert- 
bestimmenden Bestandteilen und Zusatz- 
stoffen noch als richtig gelten; 

6. die Abgabe von Futtermitteln, die zur Her- 
stellung von Mischfuttermitteln bestimmt 
sind und bei unmittelbarer Verfütterung die 
Gesundheit der Tiere gefährden oder die 
Güte tierischer Erzeugnisse beeinträchtigen 
können, zu beschränken; 

7. die Verfütterung von Futtermitteln, die 
bestimmte Schadstoffe enthalten, zu ver- 
bieten oder zu beschränken oder Warte- 
zeiten vorzuschreiben, die nach der Ver- 
fütterung solcher Futtermittel einzuhalten 
sind; 

8. die Vorschriften zu erlassen, die zur Durch- 
führung der Richtlinie des Rates vom 20. Juli 
1970 über die Einführung gemeinschaftlicher 
Probenahmeverfahren und Analysemethoden 
für die amtliche Untersuchung von Futter- 
mitteln (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 170 S. 2) sowie der zur 
Durchführung dieser Richtlinie ergehenden 
Richtlinien erforderlich sind. 

(2) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
Nr. 2 und 7 bedürfen des Einvernehmens mit 
dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

(3) Die Vorschriften nach Absatz 1 können für 
Mischfuttermittel im Wege der Änderung oder 
Neufassung der Normentafel für Mischfuttermit- 
tel (Anlage zu § 5 Abs. 1 der Futtermittelanord- 
nung) erlassen werden. 

(4) Futtermittel, die einer nach Absatz 1 Nr. 1 
oder 2 erlassenen Rechtsverordnung nicht ent- 
sprechen, dürfen nicht angeboten, zum Verkauf 
vorrätig gehalten, feilgehalten, abgegeben oder 
sonst in den Verkehr gebracht werden. 


§ 10 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. die Vorschriften zu erlassen, die 

a) zur Durchführung der Richtlinie des 
Rates vom 23. November 1970 über Zu- 
satzstoffe in der Tierernährung (Amts- 


blatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 270 S. 1) erforderlich sind; 

b) nach Artikel 3 Abs. 6 und 7, Artikel 4 
Abs. 1 und Artikel 7 der unter Buch- 
stabe a genannten Richtlinie zulässig 
sind; 

2. soweit es zur Förderung der tierischen Erzeu- 
gung und der Güte tierischer Erzeugnisse, 
zum Schutz der Gesundheit der Tiere oder 
zum Schutz vor Irreführung beim Verkehr 
mit Futtermitteln oder Zusatzstoffen erfor- 
derlich ist. 

a) Anforderungen an Zusatzstoffe in der 
Tierernährung, insbesondere hinsichtlich 
ihrer Wirksamkeit, ihrer Zusammenset- 
zung, ihrer Reinheit und ihrer Haltbar- 
keit, festzulegen; 

b) die Benennung und die sonstige Kenn- 
zeichnung der Zusatzstoffe zu regeln; 

c) vorzuschreiben, daß bestimmte Zusatz- 
stoffe nur in verschlossenen Packungen 
zum Verkauf vorrätig gehalten, feil- 
gehalten, abgegeben oder sonst in den 
Verkehr gebracht werden dürfen sowie 
die Art der Verpackung zu regeln; 

d) für bestimmte Futtermittel zulässige Ge- 
halte an Zusatzstoffen festzulegen; 

e) Wartezeiten vorzuschreiben, die nach 
der Verfütterung von Futtermitteln, die 
bestimmte Zusatzstoffe enthalten, ein- 
zuhalten sind. 

(2) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
Nr. 2 Buchstaben d und e bedürfen des Einver- 
nehmens mit dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit. 

(3) § 9 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(4) Futtermittel, die einer nach Absatz 1 Nr. 1 
oder 2 Buchstabe d erlassene Rechtsverordnung 
nicht entsprechen, dürfen nicht angeboten, zum 
Verkauf vorrätig gehalten, feilgehalten, abge- 
geben oder sonst in den Verkehr gebracht, für 
diese Zwecke hergestellt oder verfüttert wer- 
den. 

(5) Zusatzstoffe, die einer nach Absatz 1 Nr. 1 
oder 2 Buchstabe a erlassenen Rechtsverord- 
nung nicht entsprechen, dürfen nicht angebo- 
ten, zum Verkauf vorrätig gehalten, feilgehal- 
ten, abgegeben oder sonst in den Verkehr ge- 
bracht werden. 

§ 11 

(1) Die zuständigen Behörden können zur 
Durchführung der ihnen durch dieses Gesetz, 
auf Grund dieses Gesetzes oder durch die Fut- 
termittelanordnung übertragenen Aufgaben von 
natürlichen und juristischen Personen und nicht- 
rechtsfähigen Personenvereinigungen die erfor- 
derlichen Auskünfte verlangen. 
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(2) Die von den zuständigen Behörden mit 
der Einholung von Auskünften beauftragten 
Personen sind im Rahmen des Absatzes 1 be- 
fugt, Grundstücke, Betriebsräume und zur Ver- 
hütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung auch Wohnräume des 
Auskunftspflichtigen zu betreten, unentgeltlidi 
Proben zu entnehmen und, soweit dies zur 
Durchführung der in Absatz 1 bezeidineten 
Rechtsvorschriften erforderlich ist, die geschäft- 
lichen Unterlagen einzusehen. Der Auskunfts- 
pflichtige hat die Maßnahmen nach Satz 1 zu 
dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die 
Auskunft auf solche Frage verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßord- 
nung bezeichneten Angehörigen der Gefahr 
strafgerichtiieher Verfolgung oder eines Ver- 
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen würde. 

§ 12 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. zum Zwecke der Täuschung im Handel und 
Verkehr Futtermittel nachmacht oder ver- 
fälscht, 

2. verdorbene, nachgemachte oder verfälschte 
Futtermittel unter Verschweigung dieses 
Umstandes oder unter einer zur Täuschung 
geeigneten Benennung anbietet, zum Ver- 
kauf vorrätig hält, feilhält, abgibt oder sonst 
in den Verkehr bringt oder 

3. Stoffe, deren Verfütterung bei sachgemäßer 
Anwendung die Gesundheit der Tiere zu 
schädigen geeignet ist, als Futtermittel an- 
bietet, zum Verkauf vorrätig hält, feilhält, 
abgibt oder sonst in den Verkehr bringt. 

(2) Gegenstände, auf die sich eine Straftat 
nach Absatz 1 bezieht, können eingezogen 
werden. 

§ 13 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Futtermittel nicht vollständig 
oder nicht richtig benennt, 

2. entgegen den §§ 4 oder 5 die dort vorge- 
schriebenen Angaben nicht, nicht vollständig 
oder nicht richtig macht, 

3. die Anzeige nach den §§ 7 oder 8 Abs. 2 
oder einer nach § 8 Abs. 3 erlassenen Rechts- 
verordnung nicht oder nicht rechtzeitig er- 
stattet, 

4. entgegen § 8 Abs. 1 Futtermittel in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verbringt. 


5. einer nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 oder § 10 
Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnung zuwi- 
derhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
weist, 

6. entgegen § 9 Abs. 4 Futtermittel anbietet, 
zum Verkauf vorrätig hält, feilhält, abgibt 
oder sonst in den Verkehr bringt, die einer 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 erlassenen 
Rechtsverordnung nicht entsprechen, 

7. entgegen § 10 Abs. 4 Futtermittel anbietet, 
zum Verkauf vorrätig hält, feilhält, abgibt 
oder sonst in den Verkehr bringt, für diese 
Zwecke herstellt oder verfüttert, die einer 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 Buchstabe d 
erlassenen Rechtsverordnung nicht entspre- 
chen, 

8. entgegen § 10 Abs. 5 Zusatzstoffe anbietet, 
zum Verkauf vorrätig hält, feilhält, abgibt 
oder sonst in den Verkehr bringt, die einer 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 Buchstabe a 
erlassenen Rechtsverordnung nicht entspre- 
chen oder 

9. entgegen § 11 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder nicht 
richtig erteilt oder entgegen § 1 1 Abs. 2 den 
Zutritt zu Grundstücken, Geschäfts- oder 
Wohnräumen, die Entnahme von Proben 
oder die Einsichtnahme in geschäftliche Un- 
terlagen nicht duldet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 1 bis 8 mit einer Geld- 
buße bis zu dreißigtausend Deutsche Mark, im 
Falle des Absatzes 1 Nr, 9 mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Futtermittel, auf die sich eine Zuwider- 
handlung nach Absatz 1 Nr. 2, 4, 5, 6 oder 7 
bezieht, sowie Zusatzstoffe, auf die sich eine 
Zuwiderhandlung nach Absatz 1 Nr. 5 oder 8 
bezieht, können eingezogen werden." 

5. Die Anlage wird gestrichen. 


Artikel 2 

Die Futtermittelanordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Oktober 1951 (Bun- 
desanzeiger Nr. 213 vom 2. November 1951), zu- 
letzt geändert durch die Vierte Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes zur Änderung fut- 
termittelrechtlicher Vorschriften vom 17. August 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1355), wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Überschriften der Abschnitte und Unter- 
abschnitte werden gestrichen. 

2. Die §§ 1, 3, 9, 12, 14, 17, 20, 23 und 24 werden 
aufgehoben. 
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3. § 2 erhält folgende Fassung: 

„§2 


1. die Benennung, unter der das angemeldete 
Futtermittel in den Verkehr gebracht wer- 
den soll, 


Mischfuttermittel dürfen nur angeboten, 
zum Verkauf vorrätig gehalten, feilgehalten, 
abgegeben oder sonst in den Verkehr ge- 
bracht oder für diese Zwecke hergestellt 
werden, wenn sie dem § 5 entsprechen."'. 


4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„Mischfuttermitteln und Mischungen" ge- 
strichen: 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 


5. § 5 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 werden die Worte „und Mi- 
schungen" gestrichen; 


b) die Absätze 2 bis 4 werden durch folgen- 
den neuen Absatz 2 ersetzt: 


„(2) Absatz 1 gilt nicht für Mischfut- 
termittel, die für andere als die nachste- 
hend aufgeführten Tiere bestimmt und 
entsprechend gekennzeichnet sind: 


Rinder, 

Schweine, 

Schafe, 

Ziegen, 

Pferde, 

Kaninchen, 

Hühner, 


Enten, 

Gänse, 

Truthühner, 

Perlhühner, 

Tauben, 

Karpfen, 

Forellen." 


2. den Gehalt an wertbestimmenden Bestand- 
teilen und 

3. a) bei Einzelfuttermitteln die Art der Her- 

stellung, 

b) bei Mischfuttermitteln die Gemengteile 
und ihre Anteile in Hundertsätzen. 

(4) Dem Antrag sind beizufügen: 

1. eine Gesamtanalyse einer staatlichen oder 
unter öffentlicher Aufsicht stehenden Unter- 
suchungs- oder Forschungsanstalt oder eines 
vereidigten Handelschemikers in Urschrift 
oder in öffentlich beglaubigter Abschrift, 

2. ein Gutachten einer staatlichen oder unter 
öffentlicher Aufsicht stehenden Unter- 
suchungs- oder Forschungsanstalt in Ur- 
schrift oder in öffentlich beglaubigter Ab- 
schrift, aus dem die Brauchbarkeit für den 
vorgesehenen Verwendungszweck zu er- 
sehen sein muß. Bei Mischfuttermitteln muß 
außerdem die Zweckmäßigkeit der Zusam- 
mensetzung aus dem Gutachten zu ersehen 
sein. In dem Gutachten müssen sämtliche 
wertbestimmenden Bestandteile durch Ana- 
lyse belegt sein." 


7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden gestrichen; 

b) die Absätze 3 bis 7 werden neue Absätze 1 
bis 5; 


6. § 6 erhält folgende Fassung: 

.§ 6 

(1) Von den Vorschriften des Futtermittel- 
gesetzes und der auf Grund des Futtermittel- 
gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen sowie 
dieser Anordnung kann der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Bundes- 
minister) im Einzelfall auf Antrag Ausnahme- 
genehmigungen nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 4 erteilen, über Ausnahmen von Vorschrif- 
ten, die auf Grund des § 9 Abs. 1 Nr. 2 oder 7 
oder des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben d und e 
des Futtermittelgesetzes erlassen worden sind, 
entscheidet der Bundesminister im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit. 

(2) Genehmigungen nach Absatz 1 dürfen 
nur erteilt werden, wenn Ergebnisse zu er- 
warten sind, die für eine Änderung oder Er- 
gänzung der Vorschriften des Futtermittelrechts 
von Bedeutung sein können. 

(3) Der Antrag auf Genehmigung muß fol- 
gende Angaben enthalten: 


c) in dem neuen Absatz 1 werden hinter dem 
Wort „Antrag" die Worte „nach § 6" ein- 
gefügt; 

d) in dem neuen Absatz 2 wird hinter dem 
Wort „berufen", folgende neue Nummer 2 
eingefügt: 

„2. einem Vertreter des Bundesgesundheits- 
amtes," ; 

die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3; 
in ihr wird hinter dem Wort „neun" das 
Wort „weiteren" eingefügt; 

e) in den neuen Absätzen 3 und 4 wird je- 
weils der Klammerhinweis gestrichen; 

f) in dem neuen Absatz 5 erhält der Klammer- 
hinweis folgende Fassung: „(Absatz 2 
Nr. 3)". 

8. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

(1) Die Genehmigung nach § 6 kann befristet 
und auf bestimmte Mengen oder in sonstiger 
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Weise inhaltlich beschränkt, unter Bedingungen 
erteilt und mit Auflagen verbunden werden. 

(2) Die Genehmigung ist zurückzunehmen, 
wenn eine der Voraussetzungen nach § 6 Abs. 4 
bei ihrer Erteilung gefehlt hat. 

(3) Die Genehmigung ist zu widerrufen, 
wenn eine der Voraussetzungen nach § 6 Abs. 4 
später weggefallen ist. Sie kann widerrufen 
werden, wenn der Inhaber der Genehmigung 
eine nach Absatz 1 erteilte Auflage nicht ein- 
hält.“ 

9. Die §§ 10 und 11 erhalten folgende Fassung: 

„§ 10 

(1) Mischfuttermittel dürfen nur in ver- 
schlossenen Packungen oder verschlossenen 
Behältnissen zum Verkauf vorrätig gehalten, 
feilgehalten, abgegeben oder sonst in den Ver- 
kehr gebracht werden. Die Verschlußvorrich- 
tung muß so beschaffen sein, daß sie beim 
öffnen der Packung oder des Behältnisses un- 
brauchbar wird. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Ausnahmen von Absatz 1 zu- 
zulassen, soweit die wirtschaftliche und tech- 
nische Entwicklung dies erforderlich macht und 
die Überwachung nicht beeinträchtigt wird. 

§ 11 

(1) Jede Packung und jedes Behältnis nach 
§ 10 muß mit einem Anhängezettel oder einem 
Aufdruck versehen sein. Diese müssen folgende 
Angaben enthalten: 

1. Benennung des Mischfuttermittels, 

2. Gehalt an wertbestimmenden Bestandteilen, 

3. Zusammensetzung, geordnet nach den Ge- 
wichtsanteilen der Gemengteile, 

4. Nettogewicht, 

5. Monat und Jahr der Herstellung, 

6. Name und Anschrift des Herstellers oder 
Einführers. 

Bei Mischfuttermitteln, die mit Genehmigung 
des Bundesministers in den Verkehr gebracht 
werden, sind außerdem Datum und Akten- 
zeichen des Genehmigungsbescheides anzu- 
geben. 

(2) Andere als futtermittelrechtlich vorge- 
schriebene Angaben müssen von den Angaben 
nach Absatz 1 deutlich abgesetzt sein. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zur Erleichterung des Verkehrs 
mit Mischfuttermitteln Ausnahmen von Ab- 
satz 1 zuzulassen, soweit es mit der Förderung 


der tierischen Erzeugung und dem Schutz vor 
Irreführung beim Verkehr mit Mischfutter- 
mitteln vereinbar ist.“ 


10. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und 
Mischungen" gestrichen, 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

11. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Futter- 
mittel, Mischfuttermittel oder Mischungen 
hersteilen oder in den Verkehr bringen“ 
durch die Worte „Futtermittel in den Ver- 
kehr bringen oder für diesen Zweck her- 
steilen" ersetzt; 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

12. § 27 erhält folgende Fassung: 

.§ 27 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Mischfuttermittel, die dem § 5 
nicht entsprechen, anbietet, zum Verkauf 
vorrätig hält, feilhält, abgibt oder sonst in 
den Verkehr bringt oder für diese Zwecke 
herstellt, 

2. einer Auflage nach § 8 Abs. 1 nicht nach- 
kommt, 

3. einer Vorschrift der §§ 10, 11 oder 13 Abs. 2 
Satz 2 über die Verpackung oder Kennzeich- 
nung zuwiderhandelt, 

4. entgegen § 13 Abs. 1 Mischfuttermittel aus- 
pfundet oder 

5. entgegen § 26 nicht oder nicht ordnungs- 
gemäß Bücher führt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit einer Geld- 
buße bis zu dreißigtausend Deutsche Mark, in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 bis 5 mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Futtermittel, auf die sich eine Ordnungs- 
widrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 bezieht, 
können eingezogen werden." 

13. § 28 Abs. 3 wird gestrichen. 


Artikels 

Der Bundesminister wird ermächtigt, das Futter- 
mittelgesetz und die Futtermittelanordnung in der 
geltenden Fassung mit neuem Datum im Bundes- 
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gesetzblatt bekanntzumadien. Er kann hierbei die 
Paragraphenfolge ändern und Unstimmigkeiten des 
Wortlauts beseitigen sowie die Reihenfolge der 
Futtermitteltypen und der Angaben zu den Futter- 
mitteltypen in der Normentafel für Mischfutter- 
mittel ändern. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund des Futter- 
mittelgesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. das Gesetz zur Änderung futtermittelrechtlicher 
Vorschriften vom 3. September 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 990), 

2. die Verordnung über die Probeentnahme von 
Futtermitteln vom 21. Juli 1927 (Reidisgesetzbl. I 
S. 235). 

(2) Futtermittel, die bereits vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes in seinem Geltungsbereich in den Ver- 
kehr gebracht worden sind, dürfen noch bis zum 
31. Dezember 1972 nach den bisherigen futtermittel- 
rechtlichen Vorschriften angeboten, zum Verkauf 
vorrätig gehalten, feilgehalten, abgegeben oder 
sonst in den Verkehr gebracht oder für diese 
Zwecke hergestellt werden. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der Verbrauch an tierischen Veredelungserzeug- 
nissen hat in den letzten Jahrzehnten stark zuge- 
nommen und hat weiterhin steigende Tendenz. Der 
wachsende Bedarf konnte — bei verschärften Wett- 
bewerbsbedingungen — im wesentlichen nur unter 
Ausnutzung des Leistungspotentials der landwirt- 
schaftlich genutzten Tiere sowie durch Vergröße- 
rung der Tierbestände gedeckt werden. Als Folge 
davon trat eine wachsende Nachfrage nach Futter- 
mitteln, insbesondere nach Mischfuttermitteln, ein, 
an deren Beschaffenheit und Qualität immer höhere 
Anforderungen gestellt wurden und werden. Das 
gilt sowohl hinsichtlich des Gehaltes an wertbestim- 
menden Bestandteilen als auch an Schadstoffen und 
Zusatzstoffen. So werden den Mischfuttermitteln in 
immer größerem Umfang Zusatzstoffe zugesetzt, um 
die Futtermittel in biologischer und technischer Hin- 
sicht aufzuwerten mit dem Ziel, die tierische Pro- 
duktion zu fördern, insbesondere den Futterbedarf 
je Produktionseinheit zu vermindern. Dabei kommt 
der ernährungspolitischen Aufgabe, die landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse nicht nur in ausreichender 
Menge zu gewinnen, sondern auch in ihrer Qualität 
allen Anforderungen im Hinblick auf ihren späteren 
Verwendungszweck gerecht zu werden, erhöhte Be- 
deutung zu. Da die bisherigen Vorschriften das nicht 
in ausreichendem Umfang gewährleisten — u. a. 
fehlen Fütterungsvorschriften — , ist eine Novellie- 
rung der futtermittelrechtlichen Vorschriften erfor- 
derlich. Eine Gesamtnovellierung wäre dabei an 
sich wünschenswert, zumal der Überblick über das 
geltende Futtermittelrecht infolge seiner Aufteilung 
auf mehrere untereinander nur unvollkommen ab- 
gestimmte Rechtsvorschriften sehr erschwert ist. 
Von einer solchen Gesamtnovellierung muß aber 
zur Zeit noch abgesehen werden. Eine derartig um- 
fassende Reform wäre nämlich nur sinnvoll, wenn 
die Materie schon jetzt so geordnet werden könnte, 
daß sie über eine längere Zeit Bestand hätte. Die 
Angleichung des Futtermittelrechts innerhalb der 
EWG ist jedoch noch nicht so weit fortgeschritten, 
daß die künftige Ausgestaltung des Futtermittel- 
rechts in der Gemeinschaft bereits hinreichend deut- 
lich erkennbar wäre, um als Grundlage für eine 
Totalreform zu dienen. Bestimmte Regelungen sind 
jedoch so dringend notwendig geworden, daß sie 
keinen zeitlichen Verzug erfahren dürfen. Mit dem 
vorliegenden Gesetz ist daher beabsichtigt, eine 
Teilnovellierung vorzunehmen. Insbesondere sollen 
die Rechtsvorschriften erlassen werden, die zur 
Durchführung der Richtlinie des Rates über die Ein- 
führung gemeinschaftlicher Probenahmeverfahren 
und Analysenmethoden für die amtliche Unter- 
suchung von Futtermitteln sowie der Richtlinie des 


Rates über Zusatzstoffe in der Tierernährung er- 
forderlich sind. Durch die letztgenannte Richtlinie 
sind im übrigen auch Vorschriften über die Ver- 
fütterung von Zusatzstoffen in der Tierernährung zu 
erlassen — ■ Vorschriften, die über die bisherigen, 
nur den Verkehr mit Futtermitteln betreffenden 
Regelungen hinausgehen. Außerdem ist es uner- 
läßlich, Vorschriften aufzunehmen, nach denen in 
oder auf Futtermitteln schädlich wirkende Stoffe 
(Schadstoffe) nur beschränkt enthalten sein dürfen. 
Derartige Vorschriften, die nicht nur Verkehrs-, 
sondern auch Fütterungsregelungen zum Inhalt 
haben, sind beispielsweise für DDT, Aflatoxin und 
Blei notwendig. 

Ferner sind Vorschriften über die Auskunftspflicht 
und die Befugnisse der mit der Einholung von Aus- 
künften beauftragten Personen in das Futtermittel- 
gesetz einzufügen sowie die Straf- und Bußgeldvor- 
schriften an die Grundsätze der Strafrechtsreform 
anzupassen, um u. a. auch künftig das fahrlässige 
Zuwiderhandeln gegen zahlreiche Normen ahnden 
zu können. 

Im Rahmen dieser notwendigen Ergänzungen bietet 
sich die Gelegenheit, das Futtermittelrecht zu ver- 
einfachen. Auf das Futtermittelregister wird künftig 
verzichtet. Den Anforderungen der Normentafel 
brauchen nur noch Mischfuttermittel für Tiere von 
wirtschaftlicher Bedeutung zu entsprechen. Um auch 
für Einzelfuttermittel die Marktübersicht zu erhö- 
hen, ist vorgesehen, die handelsüblichen Erzeug- 
nisse durch Beschreibung zu bestimmen und, soweit 
erforderlich, für sie Mindestanforderungen festzu- 
legen. Im übrigen werden die Definitionen verein- 
facht und entbehrliche Vorschriften aufgehoben. 

Um die Rechtsklarheit zu erhöhen, wird das Gesetz 
zur Änderung futtermittelrechtlicher Vorschriften 
(sog. Vorschaltgesetz) aufgehoben, so daß künftig 
die geltenden futtermittelrechtlichen Vorschriften im 
Futtermittelgesetz (FMG) sowie in der Futtermittel- 
anordnung (FMA) und den dazu erlassenen Rechts- 
verordnungen zusammengefaßt sein werden. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 74 des Grundgesetzes, und zwar 
aus Nummer 17 (Förderung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung) und Nummer 20 (Schutz beim Verkehr 
mit Futtermitteln). 

Auswirkungen auf die Einzelpreise oder das all- 
gemeine Preisniveau sind nicht zu erwarten, dem 
Bund entstehen keine zusätzlichen Kosten. Für die 
Länder werden voraussichtlich nur geringfügige, im 
einzelnen nicht kalkulierbare zusätzliche Sach- und 
Personalkosten, vor allem im Hinblick auf die not- 
wendigen Kontrollen der Schadstoffgehalte in 
Futtermitteln entstehen. 
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B. Besonderer Teil 

Artikel 1 enthält die Änderungen des FMG. 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Das beim Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten eingerichtete Register für Futter- 
mittel wird künftig nicht mehr fortgeführt. Schon 
nach Artikel 4 Abs. 1 des Vorschaltgesetzes werden 
normgerechte Mischfuttermittel nicht mehr in das 
Register eingetragen. Künftig dürfen als Futter- 
mittel nur noch Stoffe in den Verkehr gebracht wer- 
den, die der Normentafel für Mischfuttermittel (An- 
lage zu § 5 FMA) oder den auf Grund des neuen 
§ 9 FMG zu erlassenden Verordnungen entsprechen 
(s. Begründung zu Nummer 4) oder für die eine Aus- 
nahmegenehmigung nach dem neugefaßten § 6 FMA 
erteilt worden ist (s. Begründung zu Artikel 2 Nr. 6). 
Für ein Register für Futtermittel besteht daher kein 
Bedürfnis mehr, zumal der praktische Wert des Re- 
gisters mangels klarer Rechtsvorschriften über den 
Umfang des Auskunftsrechts nur sehr begrenzt war. 
§ 2 FMG wird daher gestrichen. 

Zu Nummer 2 (§ 3) 

Durch die Einfügung in Absatz 1 Satz 1 wird er- 
reicht, daß Futtermittel nicht nur nach ihrer Natur, 
sondern auch nach ihrem vorgesehenen Verwen- 
dungszweck benannt werden können. Diese Vor- 
schrift wird eine große Bedeutung erlangen, weil 
künftig nach § 5 FMA nur für Mischfuttermittel, die 
an bestimmte Tiere verfüttert werden sollen, An- 
forderungen festgelegt werden (s. Begründung zu 
Artikel 2 Nr. 5). Buchstabe b enthält eine redaktio- 
nelle Folgeänderung (s. Begründung zu Nummer 4, 
§ 9 FMG). 

Die Streichung des Absatzes 2 dient der terminolo- 
gischen Vereinfachung. Die bisherige Verwendung 
der Begriffe „Mischfuttermittel“, „Mischungen“ und 
„Mischfutter“ führte zu einer unnötigen Komplizie- 
rung und wurde auch in den noch geltenden Rechts- 
vorschriften nicht folgerichtig durchgeführt. Künftig 
sollen alle durch „Mischen“, also das Zusammen- 
fügen mehrerer Stoffe, hergestellte Futtermittel 
unter dem Begriff der „Mischfuttermittel" zusam- 
mengefaßt werden. 

Zu Nummer 3 (§ 4) 

§ 4 FMG schreibt — wie auch § 5 — vor, welche 
Angaben beim Verkehr mit Einzelfuttermitteln zu 
machen sind. § 11 FMA regelt weitergehend die 
Kennzeichnung der Mischfuttermittel. Die in Ab- 
satz 1 angefügte Nummer 3 entspricht der durch die 
neue Nummer 3 in § 9 Abs. 1 FMG geschaffenen Er- 
mächtigung, Angaben über die sachgerechte Ver- 
wendung vorzuschreiben. Der bisherige Absatz 2 
wird durch die Ermächtigung ersetzt, Ausnahmen 
von Absatz 1 zuzulassen. Das dürfte insbesondere 
für wirtschaftseigene Futtermittel in Betracht kom- 
men, um den Verkehr mit Futtermitteln nicht un- 
nötig zu erschweren. Absatz 3 ist als Parallelrege- 
lung zu dem für die Kennzeichnung von Mischfutter- 
mitteln fortgeltenden § 11 FMA entbehrlich. 


Zu Nummer 4 (§§ 7 bis 15) 

Die bisherigen §§ 7 bis 10 FMG, die ein besonderes 
Untersuchungsstreitverfahren zur Entscheidung über 
Voraussetzungen für eine Mängelrüge nach den 
Kaufvorschriften des BGB oder HGB vorsahen, sind 
entbehrlich, da ein solches Verfahren in den betei- 
ligten Handelskreisen praktisch nicht mehr ange- 
wandt wird. 

Der neue § 7 FMG entspricht in seinem Absatz 1 
dem Artikel 4 Abs. 2 des Vorschaltgesetzes. Ab- 
satz 2 erweitert die Anzeigepflicht, um auch Lohn- 
unternehmer wirksam überwachen zu können. 

In den neuen § 8 Abs. 1 und 2 FMG wird die Rege- 
lung des bisherigen Artikels 3 Abs. 1 und 2 des 
Vorschaltgesetzes übernommen. Absatz 3 eröffnet 
die Möglichkeit, die Anzeigepflicht bei der Einfuhr 
auch auf bestimmte Einzelfuttermittel auszudehnen, 
soweit hierfür aus den dort angeführten Gründen 
ein öffentliches Interesse besteht. 

Der neue § 9 FMG enthält die Ermächtigung des 
bisherigen Artikels 2 des Vorschaltgesetzes mit 
Ausnahme der Regelung für Zusatzstoffe, die des 
Satzzusammenhangs wegen in § 10 enthalten ist. 
Die Ermächtigung ist jedoch gegenüber § 2 des Vor- 
schaltgesetzes erheblich erweitert worden, denn sie 
gilt nunmehr nicht nur für Mischfuttermittel, son- 
dern auch für Einzelfuttermittel, und ermächtigt den 
Bundesminister, auch Höchstgehalte an Schadstof- 
fen (z. B. an DDT, Blei, Aflatoxin und Blausäure) in 
Futtermitteln, die in den Verkehr gebracht werden, 
festzusetzen. Damit soll insbesondere vorsorglich 
erreicht werden, daß derartige bedenkliche Stoffe 
gar nicht erst in die Hand der Tierhalter gelangen. 
Ferner ist die Ermächtigung enthalten, die Verfüt- 
terung von Futtermitteln mit einem hohen Schad- 
stoffgehalt zu verbieten oder zu beschränken. Da- 
mit soll gewährleistet werden, daß landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse, die unmittelbar oder mittelbar da- 
zu bestimmt sind, als Lebensmittel in den Verkehr 
gebracht zu werden, in qualitativer Hinsicht allen 
Anforderungen entsprechen. Der emährungspoli- 
tisch wichtige Auftrag, nicht nur die quantitative Er- 
nährung sicherzustellen, sondern auch die Güte tie- 
rischer Erzeugnisse zu fördern, soll auf diese Weise 
erfüllt werden. 

Außerdem ist in § 9 FMG die Ermächtigung des frü- 
heren § 11 FMG enthalten. Dabei wird künftig zwi- 
schen der technischen Toleranz, d. h. der zulässigen 
natur- oder herstellungsbedingten Abweichung des 
tatsächlichen Gehalts an wertbestimmenden Be- 
standteilen und Zusatzstoffen vom deklarierten Ge- 
halt, und dem Analysenspielraum, d. h. der durch 
die Untersuchungsmethode bedingten Abweichung 
der Ergebnisse mehrerer Untersuchungen, unter- 
schieden. Die auf Grund des § 9 Abs. 1 Nr. 5 FMG 
zu erlassende Regelung wird sich nur auf die tech- 
nische Toleranz beziehen, während die Analysen- 
spielräume nach § 9 Abs. 1 Nr. 8 FMG im Rahmen 
der Analysenmethoden bei der Umsetzung der 
Richtlinie des Rates über die Einführung gemein- 
schaftlicher Probenahmeverfahren und Analysen- 
methoden für die amtliche Untersuchung von Futter- 
mitteln in innerdeutsches Recht geregelt werden. 
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In Absatz 2 ist das Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit für 
Regelungen, die Schadstoffe in Futtermitteln betref- 
fen, zur Koordinierung mit lebensmittelrechtlichen 
Regelungen vorgesehen. 

Absatz 3 eröffnet entsprechend dem Artikel 2 Abs. l 
Satz 1 des Vorschaltgesetzes die Möglichkeit, die 
Regelungen nach Absatz 1 auch im Wege der Ände- 
rung oder Neufassung der Normentafel für Misch- 
futtermittel zu treffen. 

Absatz 4 enthält ein Verkehrsverbot für Futter- 
mittel, die den nach Absatz 1 Nr. 1 durch Verord- 
nung festzulegenden Anforderungen nicht entspre- 
chen. Ausnahmen hiervon sind lediglich nach § 6 
FMA vorgesehen (s. Begründung zu Artikel 2 Nr. 6). 

Der neue § 10 FMG regelt den Einsatz von Zusatz- 
stoffen in der Tierernährung. Durch die Ermäch- 
tigung in Absatz 1 Nr. 1, die zur Durchführung der 
Richtlinie des Rates über Zusatzstoffe in der Tier- 
ernährung erforderlichen Vorschriften zu erlassen, 
soll die Anwendung von Zusatzstoffen in der Weise 
geregelt werden, daß im Rahmen der Tieremährung 
nur die in Anhang I zu der Richtlinie aufgeführten 
Zusatzstoffe in Futtermitteln enthalten sein dürfen, 
und zwar nur unter den dort genannten Vorausset- 
zungen, und daß Zusatzstoffe im Rahmen der Tier- 
ernährung auf andere Weise nicht verabreicht wer- 
den dürfen. Ausnahmen sind lediglich nach Artikel 3 
Abs. 6 und 7, Artikel 4 Abs. 1 und Artikel 7 der 
Richtlinie zulässig. § 10 Nr. 1 Buchstabe b FMG 
sieht eine entsprechende Ermächtigung vor. Dabei 
ist besonders zu beachten, daß nach Artikel 6 der 
Richtlinie ein Stoff nur unter ganz bestimmten Vor- 
aussetzungen zugelassen werden darf. Es muß u. a. 
gewährleistet sein, daß die tierische Produktion in 
qualitativer Hinsicht so erfolgt, daß die Erzeugnisse, 
die als Lebensmittel in den Verkehr gebracht wer- 
den oder die zu Lebensmitteln verarbeitet werden, 
von einwandfreier Güte sind, d. h. auch von Rück- 
ständen frei sind oder nur solche Mengen enthalten, 
die die Gesundheit der Menschen nicht gefährden 
und daher tolerierbar sind. 

Artikel 7 der Richtlinie ermächtigt die einzelnen 
Mitgliedstaaten, bei Gefahr im Verzüge einen in 
Anhang I der Richtlinie aufgeführten Zusatzstoff 
vorübergehend zu verbieten oder zu beschränken. 

In Absatz 1 Nr. 2 wird der Bundesminister ermäch- 
tigt, Anforderungen an Zusatzstoffe in der Tier- 
ernährung festzulegen und die erforderlichen Ver- 
kehrsregelungen zu treffen. Außerdem ist in dieser 
Nummer die Ermächtigung enthalten, zulässige Ge- 
halte an Zusatzstoffen in den einzelnen Futtermit- 
teln und Wartezeiten, die gegebenenfalls nach Ver- 
fütterung solcher Stoffe bis zur Gewinnung tieri- 
scher Erzeugnisse einzuhalten sind, vorzuschreiben. 

In Absatz 2 ist das Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit bei der 
Festlegung von Gehalten an Zusatzstoffen und von 
einzuhaltenden Wartezeiten zur Koordinierung mit 
arznei- und lebensmittelrechtlichen Regelungen vor- 
gesehen. 


Absatz 3 ermöglicht es, Vorschriften nach Absatz 1 
auch im Wege der Änderung oder Neufassung der 
Normentafel für Mischfuttermittel zu erlassen. 

Die Absätze 4 und 5 sollen gewährleisten, daß nur 
die nach Absatz 1 zugelassenen Zusatzstoffe oder 
Futtermittel mit solchen Stoffen in den Verkehr ge- 
bracht oder verfüttert werden. Zuwiderhandlungen 
werden als Ordnungswidrigkeiten nach § 13 Abs. 1 
Nr. 7 und 8 geahndet. 

Der neue § 11 FMG ersetzt den § 4 Abs. 2 FMA 
und ist in seinem Wortlaut weitgehend den ent- 
sprechenden Vorschriften in anderen Gesetzen, z. B. 
§ 22 des Pflanzenschutzgesetzes und § 3 Abs. 5 bis 7 
des Besamungsgesetzes angeglichen worden. 

Die Neufassung des § 12 FMG dient der Anpas- 
sung der Strafvorschriften an die Grundsätze der 
Strafrechtsreform. Die Tatbestände enthalten keine 
sachlichen Änderungen gegenüber den entsprechen- 
den Vorschriften des § 12 in bisheriger Fassung. 

§ 13 FMG enthält nunmehr die Bußgeldvorschriften. 
Es wird sowohl vorsätzliches als auch fahrlässiges 
Handeln geahndet. Die Höhe der Bußgelddrohung 
rechtfertigt sich daraus, daß die Verstöße zu erheb- 
lichen Gefahren für die Allgemeinheit führen kön- 
nen und zudem häufig erhebliche wirtschaftliche 
Werte auf dem Spiel stehen. 

Zu Nummer 5 (Anlage) 

Siehe Begründung zu Nummer 3. 


Artikel 2 enthält die Änderungen der FMA. 

Zu Nummer 1 (Überschriften) 

Die Einteilung der FMA in Abschnitte und z. T. Un- 
terabschnitte wird aufgegeben, weil ein Teil der 
Abschnitte und die Unterabschnitte gegenstands- 
los werden und der Inhalt der Vorschriften nach der 
Änderung nicht mehr den bisherigen Abschnitten 
entsprechen. Insbesondere gelten die §§ 5 bis 8 FMA 
nicht mehr wie bisher nur für Mischfuttermittel, 
sondern auch für Einzelfuttermittel. 

Zu Nummer 2 (§§ 1, 3, 9, 12, 14, 17, 20, 23, 24) 

Der bisherige § 1 FMA ist eine Parallelvorschrift zu 
§ 1 FMG. Er deckt sich jedoch nicht in vollem Um- 
fang mit § 1 FMG und enthält zudem eine überholte 
Verweisung. Die mangelhafte Kongruenz beider 
Vorschriften hat in der Vergangenheit zu erheb- 
lichen Schwierigkeiten geführt. Um eine Bereinigung 
der Terminologie einzuleiten, wird daher § 1 FMA 
gestrichen. Von einer Neufassung des § 1 FMG 
wird im vorliegenden Entwurf abgesehen, weil der 
Begriff des Futtermittels aufs engste mit dem des 
Arzneimittels nach § 1 des Arzneimittelgesetzes ver- 
zahnt ist. Die überaus wichtige nahtlose Abgrenzung 
zwischen Futtermitteln und Arzneimitteln soll in 
einem anderen Gesetzesvorhaben verwirklicht wer- 
den, durch das u. a. § 1 FMG neu gefaßt werden soll. 

Die Aufhebung der §§ 3 und 9 FMA folgt aus der 
Beseitigung des Registers für Futtermittel (s. Be- 
gründung zu Artikel 1 Nr. 1). 
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§ 12 FMA wird aufgehoben, weil kein öffentliches 
Interesse für eine derart detaillierte Regelung be- 
steht und im übrigen die bisherige Regelung infolge 
der Einführung von Großpackungen und -behält- 
nissen wie Tankfahrzeugen den heutigen Anforde- 
rungen nicht mehr gerecht wird. 

§ 14 FMA wird aufgehoben, da Mischfuttermittel 
für andere als die in § 5 Abs. 2 FMA genannten 
Tiere künftig ohne Eintragung in das Register für 
Futtermittel und ohne Sondergenehmigung in den 
Verkehr gebracht werden dürfen. Diese Mischfutter- 
mittel unterliegen aber weiterhin den futtermittel- 
rechtlichen Vorschriften. Zu beachten ist hier insbe- 
sondere § 10 FMG. Danach dürfen u. a. die Misch- 
futtermittel, die für diese Tiere bestimmt sind und 
in den Verkehr gebracht werden, nur die für die 
bestimmte Tierart zugelassenen Zusatzstoffe in der 
vorgeschriebenen Dosierung enthalten. 

Die §§ 17, 20, 23 und 24 FMA werden als entbehrlich 
aufgehoben, weil vorgesehen ist, daß künftig nur 
solche Stoffe als Futtermittel in den Verkehr ge- 
bracht werden dürfen, die den Anforderungen der 
Normentafel (Anlage zu § 5 FMA) oder den auf 
Grund der §§ 9 und 10 FMG zu erlassenden Vor- 
schriften entsprechen oder nach § 6 FMA zugelas- 
sen sind. Andere Stoffe dürfen mithin als Futter- 
mittel nicht in den Verkehr gebracht werden. Die 
Gültigkeit des § 24 Abs. 2 FMA, der eine Mischver- 
waltung von Bund und Ländern zum Inhalt hat, ist 
im übrigen umstritten. 

Zu Nummer 3 (§ 2) 

Absatz 1 wird neu gefaßt und einziger Absatz. 
Diese Vorschrift bezieht sich künftig nur noch auf 
Mischfuttermittel und verweist auf § 5, zu dem auch 
die Normentafel für Mischfuttermittel gehört. Die 
Tätigkeit des „Herstellens" wird gegenüber der bis- 
herigen Fassung zweckentsprechend eingeengt. 

Verstöße gegen § 2 bilden Ordnungswidrigkeiten 
nach § 27 Abs. 1 Nr. 1 FMA. 

Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. Für einen 
Hinweis auf Bewirtschaftungs- und Marktregelungs- 
vorschriften besteht kein Bedürfnis, und der etwaige 
Zusatz von Wasser zu Futtermitteln soll im Verord- 
nungswege durch die Festlegung von Höchstgehal- 
ten an Wasser in Futtermitteln geregelt werden. 

Zu Nummer 4 (§ 4) 

Zu Absatz 1 siehe die Begründung zu Nummer 3. 
Absatz 2 ist durch den neuen § 11 FMG ersetzt wor- 
den (s. die Begründung zu Artikel 1 Nr. 4). 

Zu Nummer 5 (§ 5) 

Absatz 2 beschränkt den sachlichen Geltungsbereich 
der Normentafel auf Futtermittel für die aufgeführ- 
ten Tiere, die sich im wesentlichen als „landwirt- 
schaftlich genutzte Tiere" umschreiben lassen. Misch- 
futtermittel, die für nicht aufgeführte Tiere be- 
stimmt sind, dürfen daher ohne Einhaltung bestimm- 
ter Anforderungen an ihre Zusammensetzung und 
ihren Gehalt an wertbestimmenden Bestandteilen in 
den Verkehr gebracht werden. Im übrigen unter- 
liegen aber diese Mischfuttermittel den futtermittel- 


rechtlichen Vorschriften, also z. B. auch den §§ 10 
und 12 Abs. 1 Nr. 3 FMG sowie dem § 10 FMA. 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden gestrichen, 
weil sich schon aus Absatz 1 ergibt, daß rechtlich 
festgelegte Mindestgehalte nicht unterschritten und 
Höchstgehalte nicht überschritten werden dürfen. 
Das gilt unabhängig davon, ob es sich um Gehalte 
an wertbestimmenden Bestandteilen, Zusatzstoffen 
oder Schadstoffen handelt. Aus § 9 Abs. 1 Nr. 5 FMG 
(Artikel 1 Nr. 4) ergibt sich, daß sich die technischen 
Toleranzen nicht auf die Anforderungen der Nor- 
mentafel beziehen. Die Streichung des bisherigen 
Absatzes 4 in § 5 FMA — wie auch die Streichung 
der bisherigen Absätze 2 und 3 — hat keine sach- 
lichen Änderungen gegenüber dem geltenden Recht. 

Zu Nummer 6 (§ 6) 

Das Genehmigungsverfahren, das bisher nur für 
bestimmte Mischfuttermittel gilt, wird künftig auf 
Einzelfuttermittel, die nicht der nach § 9 FMG zu 
erlassenden Rechtsverordnung entsprechen, aus- 
gedehnt. Es erstreckt sich aber hinsichtlich der 
Mischfuttermittel nur noch auf Mischfuttermittel für 
Tiere, die in § 5 Abs. 2 FMA genannt sind, sofern 
diese Mischfuttermittel von den Anforderungen der 
Normentafel abweichen. Zur Koordinierung mit 
arznei- und lebensmittelrechtlichen Regelungen ist 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit bei Ausnahmen 
von Vorschriften, die auf Grund des § 9 Abs. 1 Nr. 2 
oder 7 oder des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d und e 
des Futtermittelgesetzes erlassen worden sind, vor- 
gesehen. 

In Absatz 2 wird einschränkend bestimmt, daß Ge- 
nehmigungen nur erteilt werden dürfen mit dem 
Ziel, die futtermittelrechtlichen Vorschriften zu er- 
gänzen oder zu ändern. 

Die bisherigen Absätze 1 und 2 des § 7 FMA wer- 
den aus systematischen Gründen in den § 6 FMA 
übernommen. Die Streichung des Wortes „deut- 
schen" in dem neuen § 6 Abs. 4 Nr. 1 dient der 
sprachlichen Anpassung an Nummer 2 und bedeutet 
keine sachliche Änderung. Auch künftig muß also 
das über eine Analyse vorzulegende Untersuchungs- 
attest von einer deutschen Anstalt oder einem deut- 
schen Handelschemiker erstellt worden sein. Sofern 
es aus sachlichen Gründen geboten ist, können dem 
Antrag ein oder mehrere Gutachten beigefügt wer- 
den. Das kommt insbesondere dann in Betracht, 
wenn die ernährungsphysiologische Wirksamkeit 
sowie die gesundheitliche und hygienische Un- 
bedenklichkeit zum Nachweis der Brauchbarkeit 
gutachtlich belegt werden müssen. 

Zu Nummer 7 (§ 7) 

Die Absätze 1 und 2 werden gestrichen, da ihr In- 
halt in § 6 FMA übernommen wird. In Anlehnung 
an die bewährte Regelung für den Sachverstän- 
digenausschuß für Pflanzenschutzmittel (§ 5 Abs. 1 
der Verordnung über die Prüfung und Zulassung 
von Pflanzenschutzmitteln vom 4. März 1969 [BGBl. I 
S. 183]) soll auch in der Gutachterkommission ein 
Angehöriger des Bundesgesuiidheitsamtes mitwir- 
ken. Dem dient Buchstabe d der Nummer 7. 
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Die übrigen Änderungen in § 7 dienen lediglich der 
redaktionellen Anpassung. 

Zu Nummer 8 (§ 8) 

Diese Vorschrift bestimmt, daß Genehmigungen 
nicht nur wie bisher zeitlich befristet, sondern auch 
inhaltlich beschränkt, unter Bedingungen erteilt und 
mit Auflagen verbunden werden können. Eine zeit- 
liche Befristung dürfte grundsätzlich geboten sein, 
um dem § 6 Abs. 2 FMA Rechnung zu tragen. Wei- 
tere Beschränkungen, Bedingungen und Auflagen 
sind nur insoweit zulässig, als dies sachlich geboten 
ist. 

Zu Nummer 9 (§§ 10 und 1 1) 

Mit der Neufassung des § 10 FMA werden mehrere 
Zwecke verfolgt: Entsprechend der technischen Ent- 
wicklung sind nunmehr neben den verschlossenen 
Packungen auch die verschlossenen Behältnisse wie 
Tankfahrzeuge und Container aufgenommen wor- 
den, in denen Mischfuttermittel in den Verkehr ge- 
bracht werden dürfen. Damit wird einem dringen- 
den Bedürfnis der Wirtschaft Rechnung getragen. 

Die Art der Verschluß Vorrichtung wird in An- 
lehnung an entsprechende saatgutrechtliche Vor- 
schriften neu gefaßt. Unter „Verschluß Vorrichtung" 
wird diejenige Vorrichtung (z. B. Plombe, Klebe- 
streifen, Ventilsack) verstanden, die sicherstellt, daß 
der Inhalt der Packung hinsichtlich Menge und Zu- 
sammensetzung nicht verändert werden kann. Die 
Ermächtigung des Absatzes 2 soll die Möglichkeit 
geben, Erleichterungen zuzulassen, soweit dies 
sachlich vertretbar ist. 

In § 1 1 FMA wird — abgesehen von redaktionellen 
Änderungen — nunmehr auch die Angabe des 
Nettogewichtes vorgeschrieben. Andererseits wird 
auf das bisher vorgeschriebene Doppel der An- 
gaben verzichtet. Die nicht amtlich vorgeschriebe- 
nen Angaben sind auch künftig deutlich von den 
amtlichen zu trennen, sie können nunmehr jedoch 
auch auf der Vorderseite des Anhängezettels an- 
gebracht werden. Es wird die Möglichkeit vor- 
gesehen, im Verordnungswege Erleichterungen zu 
schaffen. 

Zu Nummer 10 (§ 13) 

Die Streichung in § 13 Abs. 1 FMA ergibt sich aus 
dem Wegfall des Begriffs „Mischungen". 

Absatz 3 wird gestrichen, weil nicht nur die Her- 
steller, sondern auch Vertriebsunternehmer und 
Händler für die Einhaltung der futtermittelrecht- 
lichen Vorschriften verantwortlich sind. 


Zu Nummer 11 {§ 23) 

Die Verweisung in Absatz 2 a. E. wird an die Ände- 
rung des § 7 angepaßt. 

Zu Nummer 12 (§ 26) 

Zu der Änderung in Absatz 1 siehe die Begründung 
zu Nummer 3. 

Absatz 2 kann als gegenstandslose Bewirtschaftungs- 
regelung gestrichen werden. 

Zu Nummer 13 (§ 27) 

§ 27 FMA wird zu einer den heutigen Anforderun- 
gen entsprechenden Bußgeldvorschrift umgestaltet. 
Die Einbeziehung auch der fahrlässigen Begehungs- 
form ist von großer praktischer Bedeutung. Bisher 
konnten zahlreiche Verstöße gegen die FMA nicht 
verfolgt werden, da § 27 FMA alter Fassung in Ver- 
bindung mit § 5 des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten nur bei vorsätzlichen Zuwiderhandlungen 
anwendbar ist, in der Praxis aber häufig ein Vor- 
satz nur schwer nachzuweisen ist. Die Höhe der 
Geldbuße wird an die nach § 13 FMG angepaßt 
(s. Begründung zu Artikel 1 Nr. 4). 

Zu Nummer 14 (§ 28) 

Nach der Streichung der §§ 14 und 24 FMA (Num- 
mer 2) besteht für Absatz 3 kein Bedürfnis. 

Artikel 3 enthält die Ermächtigung, das Futtermittel- 
gesetz und die Futtermittelanordnung in der künf- 
tigen Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
machen. Dies dient der Rechtsklarheit. 

Artikel 4 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 5 bestimmt, wann das Gesetz in Kraft tritt 
und welche Vorschriften außer Kraft treten. Das 
Gesetz zur Änderung futtermittelrechtlicher Vor- 
schriften wird aufgehoben, da alle Vorschriften, die 
noch von Bedeutung sind, durch dieses Gesetz in 
das Futtermittelgesetz aufgenommen werden. Die 
Verordnung über die Probeentnahme von Futter- 
mitteln wird als Folge der Aufhebung der bis- 
herigen §§ 7 bis 10 FMG aufgehoben. Für die im 
Rahmen öffentlicher Kontrollen erforderlich wer- 
denden Probenahmen werden übrigens künftig die 
innerhalb der EWG harmonisierten Vorschriften gel- 
ten (s. Begründung zu Artikel 1 Nr. 4 — § 9 Abs. 1 
Nr. 8 FMG). 

Absatz 2 enthält eine aus wirtschaftlichen Gründen 
gebotene Übergangsregelung. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates cias folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung ♦ 

Durch den Entwurf soll auch § 12 Abs. 2 des 
Futtermittelgesetzes förmlich geändert werden, 
der seine gegenwärtige Fassung durch Arti- 
kel 99 EGOWiG erhalten hat. Da das EGOWiG 
ein Zustimmungsgesetz war, bedarf auch das 
vorliegende Gesetz der Zustimmung des Bun- 
desrates. 


II. Zu Artikel 1 


1. Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. Die §§ 2 und 5 werden aufgehoben." 

2. Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

(1) Werden Einzelfuttermittel abgege- 
ben oder sonst in den Verkehr gebracht, 
so hat der Veräußerer dem Erwerber 
schriftlich anzugeben 

1. die Bennung nach Maßgabe des § 3, 

2. den Gehalt an wertbestimmenden Be- 
standteilen, 

3. den Namen und die Anschrift des 
Herstellers oder Einführers. 

(2) Werden Einzelfuttermittel 

1. in verschlossenen Packungen oder 
verschlossenen Behältnissen angebo- 
ten, zum Verkauf vorrätig gehalten, 
feilgehalten, abgegeben oder sonst in 
den Verkehr gebracht, so muß jede 
Packung und jedes Behältnis mit 
einem Anhängezettel oder einem Auf- 
druck versehen sein; diese müssen 
die nach Absatz 1 vorgeschriebenen 
Angaben enthalten; 

2. lose geliefert, so sind die nach Ab- 
satz 1 vorgeschriebenen Angaben auf 
einer der Lieferung beigegebenen Ur- 
kunde zu machen. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesmini- 


ster) wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates 

1. zum Schutz der Gesundheit der Tiere 
vorzuschreiben, daß bestimmte Ein- 
zelfuttermittel nur abgegeben oder 
sonst in den Verkehr gebracht werden 
dürfen, wenn der Veräußerer dem Er- 
werber schriftliche Angaben über die 
sachgerechte Verwendung des Futter- 
mittels macht, 

2. zur Erleichterung des Verkehrs mit 
Einzelfuttermitteln Ausnahmen von 
Absatz 1 zuzulassen, soweit dies mit 
dem Schutz vor Irreführung beim Ver- 
kehr mit Einzelfuttermitteln vereinbar 
ist." ' 

Begründung zul. und 2. 

Die Vorschriften des § 4 beziehen sich nur 
auf Einzelfuttermittel. Schon nach bisheri- 
gem Recht gelten für Mischfuttermittel die 
Deklarationsvorschriften des § 1 1 FMA. 

Die Angaben, die nach den bisherigen Vor- 
schriften im Verkehr mit Einzelfuttermitteln 
zu machen sind, reichen nicht aus, um vor 
Übervorteilung zu schützen und eine wirk- 
same Futtermittelüberwachung zu gewähr- 
leisten. Insbesondere ist es erforderlich, 
die Angabe des Herstellers oder Einführers 
vorzuschreiben und die Angabe- und Kenn- 
zeichnungsvorschriften nicht mehr an be- 
stimmte Packungsgrößen zu binden. 

Ferner ist es zum Schutz der Gesundheit der 
Tiere erforderlich, daß bei bestimmten Ein- 
zelfuttermitteln dem Erwerber schriftliche 
Angaben über die sachgerechte Verwendung 
gemacht werden (Ermächtigungsgrundlage 
§ 4 Abs. 3 Nr. 1). 

Es gibt Fälle, in denen eine so weitgehende 
Deklarationspflicht nicht erforderlich ist, z. B. 
bei Futterkartoffeln oder unzerkleinerten 
Getreidekörnern. Deshalb sieht die Ermäch- 
tigung in Absatz 3 Nr. 3 vor, Ausnahmen 
zuzulassen. 

Durch Zusammenfassung der Kennzeich- 
nungsvorschriften in § 4 kann § 5 entfallen, 

3. In Nummer 4 sind in § 8 Abs. 3 letzter Satz- 
teil, in den Eingangsworten des § 9 Abs. 1, 
in § 9 Abs. 1 Nr. 6 und in den Eingangs- 
worten des § 10 Abs. 1 Nr. 2 jeweils nach 
den Worten „Gesundheit der Tiere" die 
Worte „und Menschen" einzufügen. 
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Begründung 

Aus der Begründung des Gesetzentwurfs 
geht hervor, daß es nicht zuletzt Ziel dieser 
Vorschriften sein soll, die menschliche Ge- 
sundheit insbesondere vor indirekten Schad- 
wirkungen von Futtermitteln zu schützen. 
Dieses Ziel sollte auch im Gesetzestext klar 
zum Ausdruck kommen. 


4. In Nummer 4 ist in § 11 Abs. 2 Satz 1 nach 
dem Wort „Betriebsräume" das Wort 
„ , Transportmittel" einzufügen. 

Begründung 

Es sollte klargestellt werden, daß auch 
Transportmittel des Auskunftspflichtigen, 
vor allem Schiffe, betreten werden können. 
Nach der vorliegenden Fassung dürfte das 
Betreten von Schiffen nicht möglich sein. 


5. Zu Nummer 4 {§§ 12 und 13) 

Die Bundesregierung wird gebeten, die 
Straf- und Bußgeldvorschriften in §§ 12 

und 13 des Futtermittelgesetzes i. d. F. des 
Entwurfs unter dem Gesichtspunkt zu über- 
prüfen, ob Verstöße gegen die Vorschriften 
über den Gehalt an Schadstoffen sowie über 
den Zusatz von Antibiotika, die auf Grund 
des § 9 Abs. 1 Nr. 6 oder 7 im Hinblick auf 
die Güte tierischer Erzeugnisse erlassen 
werden, sowie Zuwiderhandlungen gegen 
Artikel 6 und 7 der EWG-Richtlinie vom 
23. November 1970 über Zusatzstoffe in 
der Tierernährung i. V. m. § 10 Abs. 1 Nr. 1 
dann, wenn eine Gefährdung der Gesund- 
heit des Menschen besteht, nicht nur als 
Ordnungswidrigkeiten geahndet werden 
sollten. § 50 Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Gesamtreform des Lebensmit- 
telrechts (Drucksache VI/2310) erfaßt diese 
Fälle nur zum Teil. Nach dieser Vorschrift 
ist das Inverkehrbringen von Lebens- 
mitteln, die geeignet sind, die Gesundheit 
des Menschen zu gefährden, mit Freiheits- 
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld- 
strafe bedroht. Es sollte geprüft werden, ob 
auch bereits Verstöße gegen die Vorschrif- 
ten über die Herstellung und Abgabe von 
Futtermitteln sowie deren Verfütterung 
dann mit Strafe zu bedrohen ist, wenn da- 
durch die menschliche Gesundheit gefährdet 
wird. Dadurch würde der strafrechtlich ab- 
gesicherte Bereich bei tierischen Lebensmit- 
teln vorverlegt. 

Es sollte ferner geprüft werden, ob § 12 
Abs. 2 i. d. F. des Entwurfs nicht dahin zu 
ergänzen ist, daß auch eine Einziehung des 
täterfremden Eigentums möglich ist. 


6. In Nummer 4 sind in § 13 Abs. 1 Nr. 2 die 
Worte „§§ 4 oder 5" durch die Worte „§ 4" 
zu ersetzen und in Nummer 5 die Eingangs- 
worte wie folgt zu fassen; „einer nach § 4 
Abs. 3 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 oder . . ." 

Begründung 

Folge der Änderung des § 4 FVlG. 


7. In Nummer 4 ist in § 13 Abs. 1 die Num- 
mer 3 wie folgt zu fassen: 

„3. entgegen den §§ 7 oder 8 Abs. 2 oder 
einer nach § 8 Abs. 3 erlassenen Rechts- 
verordnung, soweit sie für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist, eine Anzeige nicht 
oder nicht rechtzeitig erstattet,". 

Begründung 

Anpassung an die übliche Formulierung in 
solchen Fällen (vgl. auch § 13 Abs. 1 Nr. 5). 


8. In Nummer 4 ist in § 13 Abs. 2 das Wort 
„dreißigtausend" durch das Wort „fünfzig- 
tausend" und das Wort „fünftausend" durch 
das Wort „fünfundzwanzigtausend" zu er- 
setzen. 


Begründung 

In Anbetracht der wirtschaftlichen Bedeu- 
tung der Futtermittelindustrie und des Um- 
fangs des Geschäftsverkehrs auf dem Fut- 
termittelsektor erscheinen die vorgesehenen 
Höchstbeträge für Bußgelder als zu niedrig. 
In Anlehnung an den Entwurf eines Geset- 
zes zur Gesamtreform des Lebensmittelrechts 
(Drucksache VI/2310) ist es angebracht, die 
oberen Grenzen für Bußgelder auf 50 000 DM 
und 25 000 DM festzusetzen. 


9. Zu Nummer 4 (§ 13 Abs. 3) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 
die Einziehung nicht auf die Fälle beschränkt 
werden sollte, in denen Futtermittel nicht 
in den Verkehr gebracht werden dürfen. So- 
weit danach eine Einziehung zulässig ist, 
sollte geprüft werden, ob nicht durch ent- 
sprechende Anwendung des § 19 OWiG die 
Einziehung täterfremden Eigentums zugelas- 
sen werden sollte. 

Das gleiche gilt für Artikel 2 Nr. 12 (§ 27) 
des Entwurfs. 
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III. Zu Artikel 2 

1. Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3. § 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

(1) Einzelfuttermittel dürfen nur ange- 
boten, zum Verkauf vorrätig gehalten, 
abgegeben oder sonst in den Verkehr 
gebracht oder für diese Zwecke herge- 
stellt werden, wenn sie den Vorschriften 
einer nach § 9 Abs. 1 des Futtermittel- 
gesetzes erlassenen Rechtsverordnung 
entsprechen. 

(2) Mischfuttermittel dürfen nur ange- 
boten, zum Verkauf vorrätig gehalten, 
abgegeben oder sonst in den Verkehr 
gebracht werden oder für diese Zwecke 
hergestellt werden, wenn sie dem § 5 
entsprechen." ' 

Begründung 

Durch die neue Fassung des Absatzes 1 wer- 
den — in Angleichung an die für Mischfut- 
termittel geltende Ausschließlichkeitsrege- 
lung — nur die in der Rechtsverordnung 
nach § 9 Abs. 1 FMG aufgeführten Einzel- 
futtermittel zugelassen. Damit wird im All- 
gemeininteresse ausgeschlossen, daß Arznei- 
mittel, Zusatzstoffe oder Stoffe, die als Fut- 
termittel ungeeignet sind, als Einzelfutter- 
mittel in den Verkehr gebracht werden. Der 
wirtschaftlichen Weiterentwicklung wird 
durch die Regelung des § 6 Rechnung ge- 
tragen. 

2. In Nummer 6 ist in dem neugefaßten § 6 
Abs. 3 Nr. 1 das Wort „angemeldete" zu 
streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist erforderlich, weil es sich 
nicht um die Anmeldung eines Futtermittels, 
sondern um den Antrag auf Ausnahmege- 
nehmigung für ein bestimmtes Futtermittel 
handelt. 

3. In Nummer 12 ist in dem neugefaßten § 27 
Abs. 1 die Nummer 1 wie folgt zu fassen: 

„1. a) entgegen § 2 Abs. 1 Einzelfuttermit- 
tel, die den Vorschriften einer nach 
§ 9 Abs. 1 des Futtermittelgesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung nicht 
entsprechen, 

b) entgegen § 2 Abs. 2 Mischfuttermit- 
tel, die dem § 5 nicht entsprechen, 

anbietet, zum Verkauf vorrätig hält, 
feilhält oder sonst in den Verkehr 
bringt oder für diese Zwecke herstellt." 


Begründung 

Folge der Änderung des § 2. 

4. Zu Nummer 12 (§ 27) 

Die Bundseregierung wird um Prüfung ge- 
beten, ob nicht in den vorliegenden Entwurf 
eine Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 
1954 aufgenommen werden muß. Nach § 1 
Nr. 2 dieses Gesetzes werden Zuwiderhand- 
lungen gegen § 27 der Futtermittelanord- 
nung nach den §§ 3, 4 WiStG als Straftaten 
oder Ordnungswirdigkeiten (Mischtatbe- 
stand) geahndet. § 27 der Futtermittelanord- 
nung wird jedoch in Artikel 2 Nr. 12 des Ent- 
wurfs in eine Bußgeldvorschrift umgewan- 
delt. 

Diese Vorschrift dürfte § 4 Abs. 3 WiStG 
Vorgehen, so daß die Verweisung auf § 27 
der Futtermittelanordnung in § 1 Nr. 2 

WiStG entbehrlich wäre und im Interesse 
der Rechtsklarheit gestrichen werden sollte. 
Für den Fall, daß die Strafnormen des WiStG 
gleichwohl noch Anwendung finden sollten, 
wäre in § 27 der Futtermittelanordnung ein 
Hinweis geboten, daß die Vorschriften in 
§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, 2 WiStG unberührt 
bleiben, zumal in allen anderen in § 1 WiStG 
genannten Fällen ein solcher Hinweis erfolgt. 


5. In Nummer 12 ist in § 27 Abs. 1 die Num- 
mer 3 wie folgt zu fassen: 

„3. a) den Vorschriften des § 10 Abs. 1, 
§ 11 Abs. 1 oder 2 oder des § 13 
Abs. 2 Satz 2 über die Verpackung 
oder Kennzeichnung von Mischfut- 
termitteln zuwiderhandelt, 

b) einer nach § 10 Abs. 2 oder § 11 
Abs. 3 erlassenen Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist,". 

Begründung 

Der Fassungsvorschlag berücksichtigt, daß 
zunächst nur die Regelungen in § 10 Abs. 1, 
§ 11 Abs. 1 und 2 sowie § 13 Abs. 2 Satz 2 
materiell-rechtlichen Normen über die Ver- 
packung und Kennzeichnung enthalten. Aus 
Gründen der Verweisungstechnik sollte da- 
her nur auf diese Bestimmungen Bezug ge- 
nommen werden. Um sicherzustellen, daß 
auch Verstöße gegen Auflagen, die im Zu- 
sammenhang mit Ausnahmeregelungen nach 
§ 10 Abs. 2 oder § 11 Abs. 3 der Futtermit- 
telanordnung erteilt werden, als Ordnungs- 
widrigkeiten geahndet werden können, soll- 
ten diese durch ein besonderes Bußgeld- 
blankett erfaßt werden. 


15 



Drucksache VI/3143 


Deutscher Bund estag — 6. Wahlperiode 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu I. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es 
ein Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung 
des Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist 
vielmehr nur dann erforderlich, wenn das Ände- 
rungsgesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die 
Zustimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 


Zu 11. 1. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu 11. 2. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag im 
Grundsatz zu. Sie ist jedoch der Auffassung, daß 

1. § 4 Abs. 1 Nr. 3 wie folgt zu fassen ist: 

„3, den Namen und die Anschrift des Herstel- 
lers oder desjenigen, der das Einzelfutter- 
mittel in den Geltungsbereich dieses Geset- 
zes verbracht hat.“ 

und 

2. im Hinblick auf den Vorschlag des Bundesrates 
zu II. 3. in § 4 Abs, 3 Nr. 1 hinter den Worten 
„Gesundheit der Tiere“ folgende Worte einge- 
fügt werden sollten: 

„oder zur Sicherung einer Produktion tierischer 
Erzeugnisse, deren Verwendung die Gesundheit 
der Menschen nicht gefährdet,“. 

Zu 11. 3. 

Das Futtermittelrecht dient weniger unmittelbar, als 
vielmehr mittelbar dem Schutz der menschlichen 
Gesundheit. Zur Klarstellung sollte daher unmiß- 
verständlich zum Ausdruck gebracht werden, daß 
das Futtermittelrecht der Sicherung einer tierischen 
Produktion gilt, deren Erzeugnisse den Anforderun- 
gen des Lebensmittelrechts genügen. Die Bundes- 
regierung schlägt daher vor, die §§ 8 bis 10 wie 
folgt zu ändern: 

1. § 8 Abs. 3 letzter Satzteil erhält folgende Fas- 
sung: 

„soweit dies wegen des Gehaltes dieser Futter- 
mittel an Schadstoffen zur Abwehr von Schäden, 
die bei der Verfütterung für die Gesundheit der 
Tiere entstehen oder die Güte tierischer Erzeug- 


nisse beeinträchtigen können, oder zur Sicherung 
einer Produktion tierischer Erzeugnisse, deren 
Verwendung die Gesundheit der Menschen nicht 
gefährdet, erforderlich ist.“ 

2. Die Eingangsworte des § 9 Abs. 1 erhalten am 
Ende folgende Fassung; 

„soweit es zur Förderung der tierischen Erzeu- 
gung und der Güte tierischer Erzeugnisse, zum 
Schutz der Gesundheit der Tiere, zur Sicherung 
einer Produktion tierischer Erzeugnisse, deren 
Verwendung die Gesundheit der Menschen nicht 
gefährdet, oder zum Schutz vor Irreführung beim 
Verkehr mit Futtermitteln erforderlich ist,“. 

3. § 9 Abs. 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. die Abgabe von Futtermitteln zu beschrän- 
ken, die zur Herstellung von Mischfutter- 
mitteln bestimmt sind und deren unmittel- 
bare Verfütterung die Gesundheit der Tiere 
gefährden, die Güte tierischer Erzeugnisse 
beeinträchtigen oder zu einer Produktion 
tierischer Erzeugnisse führen kann, deren 
Verwendung die Gesundheit des Menschen 
gefährdet;“. 

4. Die Eingangsworte des § 10 Abs. 1 Nr. 2 erhal- 
ten folgende Fassung: 

„soweit es zur Förderung der tierischen Erzeu- 
gung und der Güte tierischer Erzeugnisse, zum 
Schutz der Gesundheit von Tieren oder Men- 
schen, zur Sicherung einer Produktion tierischer 
Erzeugnisse, deren Verwendung die Gesundheit 
der Menschen nicht gefährdet, oder zum Schutz 
vor Irreführung beim Verkehr mit Futtermitteln 
oder Zusatzstoffen erforderlich ist,“. 

Zu II, 4, 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu 11. 5. 

Die Bundseregierung ist auch nach erneuter Prü- 
fung der Straf- und Bußgeldvorschriften der Auf- 
fassung, daß von der vom Bundesrat erwogenen 
Erweiterung der Strafvorschriften bei Verstößen 
gegen die Vorschriften über den Gehalt an Schad- 
stoffen und Zusatzstoffen in Futtermitteln gegen- 
wärtig abgesehen werden sollte. Die Bundesregie- 
rung wird diese Frage aber im Zusammenhang mit 
der in Vorbereitung befindlichen Gesamtreform des 
Futtermittelrechts erneut prüfen. 

Wie im Allgemeinen Teil der Begründung ausge- 
führt worden ist, handelt es sich bei dem vorlie- 
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genden Gesetzentwurf um eine dringliche Teilrege- 
lung des Futtermittelrechts. Eine Erweiterung der 
Strafvorschriften in dem vom Bundesrat angedeu- 
teten Sinne wirft jedoch vielschichtige Grundsatz- 
fragen auf, die erst bei der in Aussicht genomme- 
nen Gesamtreform des Futtermittelrechts geklärt 
werden sollten. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß insbesondere nach der Erhöhung der 
Bußgelddrohungen bis auf 50 000 Deutsche Mark 
gemäß dem Vorschläge des Bundesrates unter II. 8. 
gegenwärtig auch schweren Verstößen gegen die fut- 
termittelrechtlichen Vorschriften hinreichend begeg- 
net werden kann. 

Hinsichtlich der Frage, ob auch die Einziehung täter- 
fremden Eigentums vorgesehen werden sollte, hält 
die Bundesregierung die im Regierungsentwurf vor- 
gesehene Regelung für ausreichend. Soweit von tä- 
terfremdem Eigentum eine Gefahr für die Allgemein- 
heit ausgeht, ist die Einziehung bereits auf Grund 
der unmittelbar geltenden Vorschrift des § 40 Abs. 2 
Nr. 2 des Strafgesetzbuches möglich. Es erscheint 
nicht erforderlich, die Einziehung täterfremden 
Eigentums darüber hinaus auch in den Fällen des 
§ 40 a des Strafgesetzbuches durch ausdrückliche 
Bezugnahme auf diese Vorschrift für zulässig zu er- 
klären. 

Zu IL 6. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß in § 13 Abs. 1 
Nr. 2 die Worte „§§ 4 oder 5" durch die Worte „§ 4 
Abs. 1 oder 2“ ersetzt werden. 


Zu II. 7. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung hält die vorgeschlagene Ein- 
fügung einer Rückverweisungsklausel in diesem 
Fall nicht für erforderlich, da eine auf § 8 Abs. 3 
gestützte Rechtsverordnung lediglich eine Ausdeh- 
nung der im Gesetz selbst enthaltenen Anzeige- 
pflicht vorsehen, nicht aber selbständig eine An- 
zeigepflicht begründen kann. 

Zu IL 8. 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Erhöhung der Bußgelddrohung von 30 000 auf 
50 000 Deutsche Mark zu. Sie hält jedoch eine Er- 
höhung der lediglich für Verstöße gegen Auskunfts- 
pflichten vorgesehenen Bußgelddrohungen von 5000 
auf 25 000 Deutsche Mark nicht für gerechtfertigt. Im 
Entwurf eines Gesetzes zur Gesamtreform des Le- 
bensmittelrechts, auf den der Bundesrat verweist, ist 
in § 53 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 2 Nr. 2 für 
vergleichbare Verstöße nur eine Bußgelddrohung 
bis zur Höhe von 1000 Deutsche Mark vorgesehen. 

Zu IL 9. 

Die Bundesregierung ist auch nach erneuter Prüfung 
der Auffassung, daß die Einziehung nicht nur dann 


zulässig sein soll, wenn Futtermittel wegen ihrer 
Zusammensetzung oder ihres Gehaltes an bestimm- 
ten Stoffen nicht in den Verkehr gebracht werden 
dürfen, sondern auch dann, wenn Futtermittel — 
oder Zusatzstoffe — unrichtig gekennzeichnet sind. 
Insbesondere Packungen von Mischfuttermitteln oder 
Zusatzstoffen mit ganz oder teilweise fehlender oder 
unrichtiger Kennzeichnung können zu so erheblichen 
Gefährdungen führen, daß die Einziehung solcher 
Erzeugnisse im Einzelfall geboten sein kann. Die 
Bundesregierung weist darauf hin, daß in dem Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Gesamtreform des Lebens- 
mittelrechts, Drucksache VI/2310, die Einziehung auch 
solcher Gegenstände zulässig ist, auf die sich ein 
Verstoß gegen Kennzeichnungsvorschriften bezieht. 

Hinsichtlich der Einziehung täterfremden Eigentums 
hält die Bundesregierung entsprechend den Ausfüh- 
rungen zu II. 5. die Möglichkeit der Einziehung täter- 
fremden Eigentums nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Ge- 
setzes über Ordnungwidrigkeiten für ausreichend 
und somit eine Bezugnahme auf § 19 dieses Gesetzes 
nicht für erforderlich. 


Zu IIL 1. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates der Sache nach im wesentlichen zu, wo- 
nach Einzelfuttermittel nur dann verkehrsfähig sind, 
wenn sie einer Verordnung nach § 9 Abs. 1 des 
Futtermittelgesetzes entsprechen. Aus Gründen der 
Rechtsklarheit und der Rechtssystematik, insbeson- 
dere zur Vermeidung unerwünschter Überschnei- 
dungen mit § 9 Abs. 4 des Futtermittelgesetzes, 
hält sie es jedoch für geboten, die Regelung nicht 
in § 2 der Futtermittelanordnung, sondern in § 9 des 
Futtermittelgesetzes zu treffen. Die entsprechende 
Vorschrift für Mischfuttermittel (§ 2 nach dem Re- 
gierungsentwurf, § 2 Abs. 2 nach dem Vorschlag des 
Bundesrates) sollte dann zweckmäßigerweise in den 
§ 5 der Futtermittelanordnung übernommen werden. 
Außerdem hält es die Bundesregierung für erforder- 
lich, Einzelfuttermittel pflanzlichen und tierischen 
Ursprungs in unverändertem Zustand sowie Futter- 
mittel, die erkennbar für andere als landwirtschaft- 
lich genutzte Tiere bestimmt sind, von dem vorge- 
sehenen Verkehrsverbot auszunehmen. Dem würden 
folgende Änderungen des Entwurfs Rechnung tra- 
gen: 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§§ 9 und 13 FMG) 

Dem § 9 Abs. 4 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„§ 5 der Futtermittelanordnung bleibt unberührt."' 
Dem § 9 wird folgender Absatz 5 angefügt; 

„(5) Als Futtermittel dürfen nur solche Stoffe an- 
geboten, zum Verkauf vorrätig gehalten, feilgehal- 
ten, abgegeben oder sonst in den Verkehr gebracht 
oder für diese Zwecke hergestellt werden, die als 
Einzelfuttermittel in einer Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 Nr. 1 oder 2 oder als Mischfuttermittel in 
der Normentafel für Mischfuttermittel (Anlage zu 
§ 5 der Futtermittelanordnung) aufgeführt sind. Dies 
gilt nicht 
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1. für Futtermittel pflanzlichen oder tierischen Ur- 
sprungs, die nicht bearbeitet oder verarbeitet 
sind und denen nichts hinzugefügt worden ist, 


2. für Futtermittel, die für andere als die nachste- 
hend aufgeführten Tiere bestimmt und entspre- 
chend gekennzeichnet sind: 


Rinder, 

Schweine, 

Schafe, 

Ziegen, 

Pferde, 

Kaninchen, 

Hühner, 


Enten, 

Gänse, 

Truthühner, 

Perlhühner, 

Tauben, 

Karpfen, 

Forellen." 


In § 13 Abs. 1 wird hinter Nummer 6 folgende Num- 
mer 6 a eingefügt: 

„6 a. entgegen § 9 Abs. 5 Einzelfuttermittel oder 
Mischfuttermittel anbietet, zum Verkauf vor- 
rätig hält, feilhält, abgibt oder sonst in den 
Verkehr bringt oder für diese Zwecke her- 
stellt," 

Artikel 2 Nr. 2 lautet eingangs: „Die §§ 1 bis 3, 
9, . . 

Artikel 2 Nr. 3 entfällt. 

Zu Artikel 2 Nr. 5 

§ 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Mischfuttermittel, die den Anforderungen 
der Normentafel für Mischfuttermittel (Anlage) nicht 
entsprechen, dürfen nicht angeboten, zum Verkauf 
vorrätig gehalten, feilgehalten, abgegeben oder 
sonst in den Verkehr gebracht oder für diese Zwecke 
hergestellt werden." 


Zu III. 2. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu III. 3. 

Die von der Bundesregierung (zu IIL 1.) angeregte 
Aufhebung des § 2 und Änderung des § 5 wirkt sich 
auch auf § 27 Abs. 1 Nr. 1 aus. Diese Vorschrift 
müßte demnach folgende Fassung erhalten: 


„1. entgegen § 5 Mischfuttermittel, die der Normen- 
tafel für Mischfuttermittel nicht entsprechen, 
anbietet, zum Verkauf vorrätig hält, feilhält, ab- 
gibt oder sonst in den Verkehr bringt oder für 
diese Zwecke herstellt,". 

Zu III. 4. 

Die Bundesregierung teilt die Ansicht, daß die Ver- 
weisung auf § 27 der Futtermittelanordnung in § 1 
Nr. 2 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 entbehrlich 
wird. Um diese Gesetzeslage schon für die Zeit vor 
dem Inkrafttreten des neuen Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch, das in seinem Artikel 133 eine 
Neufassung des § 1 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
1954 vorsieht, klarzustellen, könnte in den vorlie- 
genden Entwurf folgender Artikel 2 a eingefügt 
werden: 

„Artikel 2 a 

In § 1 Nr. 2 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 
9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175), zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Verbesserung des Miet- 
rechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs sowie 
zur Regelung von Ingenieur- und Architektenlei- 
stungen vom 4. November 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1745), werden die Worte ,und § 27 der Futter- 
mittelanordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 24. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 213 vom 2. November 1951),' gestrichen." 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß im Falle 
der Erhöhung der Bußgelddrohungen in § 13 des 
Futtermittelgesetzes von 30 000 auf 50 000 Deutsche 
Mark (vgl. zu II. 8.) eine entsprechende Erhöhung 
der Bußgelddrohungen in § 27 Abs. 2 der Futter- 
mittelanordnung vorgesehen werden müßte. Dem- 
entsprechend wird vorgeschlagen, in § 27 Abs. 2 das 
Wort „dreißigtausend" durch das Wort „fünfzig- 
tausend" zu ersetzen. 


Zu III. 5. 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat 
für Nummer 3 Buchstabe a vorgeschlagenen Formu- 
lierung als Neufassung der Nummer 3 des § 27 
Abs. 1 zu. Sie widerspricht jedoch der als neue 
Nummer 3 Buchstabe b vorgeschlagenen Bußgeld- 
bewehrung von Verstößen gegen Rechtsverordnun- 
gen nach § 10 Abs. 2 oder § 11 Abs. 3. Diese Rechts- 
verordnungen können nur Ausnahmen zugunsten 
von Staatsbürgern enthalten, gegen die nicht ver- 
stoßen werden kann. 
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